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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Bundesverfassung (Art. 167) sieht ein Instruktionsverbot vor; mit anderen Worten
kann einem Ratsmitglied von niemandem vorgeschrieben werden, wie es im Parlament
zu wählen oder abzustimmen hat. Zwar schien die Fraktionsgeschlossenheit in den
letzten Jahren eher zuzunehmen, sogenannte Abweichler von der Fraktionsdisziplin
gab es aber nach wie vor. Sie sind vor allem in einer Konsensdemokratie wichtig, da
Kompromisse nur gefunden werden können, wenn ideologische Differenzen keine zu
grosse Rolle spielen. Die Plattform «politik.ch» lieferte den Medien eine Auswertung zu
diesen Abweichlern. Sie errechnete für jedes Nationalratsmitglied den Anteil von der
Parteilinie abweichenden Stimmverhaltens bei besonders knappen Abstimmungen
(maximal 10 Stimmen Differenz) seit Legislaturbeginn. Als Abweichung wurde dabei auch
Fehlen und Stimmenthaltung gewertet – total handelte es sich dabei um 53 in die
Untersuchung einbezogene Abstimmungen.
Am häufigsten – nämlich in 20% aller 53 Fälle – wichen laut dieser Auswertung Hans
Grunder (bdp, BE) und Daniel Fässler (cvp, AI) ab. Auffallend war, dass die vorderen
Plätze dieser Rangliste von Angehörigen der Fraktionen der Mitte-Parteien besetzt
wurden. Dies wurde damit erklärt, dass die Polparteien SP und SVP bei wichtigen und
knappen Abstimmungen stärker auf Präsenz und Fraktionsdisziplin achteten. 
Noch weiter ging die Weltwoche, die aus der Analyse herauslas, dass die
Abweichlerinnen und Abweichler in ihren Parteien gemäss NZZ-Parlamentarierrating
jeweils am linken Spektrum anzusiedeln seien. Das Wochenblatt kam deshalb zum
Schluss: «Der nach den Wahlen 2015 befürchtete 'Rechtsrutsch' ist statistisch
nachweisbar ausgeblieben.» Knappe Abstimmungen seien eher nach links entschieden
worden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.09.2018
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In seiner Botschaft zur 11. AHV-Revision präsentierte der Bundesrat die Perspektiven
der Sozialversicherungen bis ins Jahr 2025. Der Bedarf aller Sozialwerke, auch jener,
die nicht zumindest teilweise über Bundesmittel finanziert werden, steigt von heute
CHF 83 Mrd. pro Jahr auf CHF 129 Mrd. Knapp die Hälfte davon kann durch das
Wirtschaftswachstum und die damit verbundenen Mehreinnahmen aufgefangen
werden. Es bleibt aber ein Zusatzbedarf von CHF 26 Mrd., was 8,9
Mehrwertsteuerprozentpunkten entspricht. Allein die AHV wird 2025 fast doppelt so
viel kosten wie heute; ihr Mehrbedarf steigt bis 2010 um 1,2 Mehrwertsteuer-
Äquivalente, und zwischen 2010 und 2025, wenn die „Babyboom-Generation“ ins
Rentenalter kommt, um weitere 3,1%. Neben der AHV tragen vor allem die
Gesundheitskosten zum steigenden Finanzierungsbedarf bei. Der Bundesrat geht davon
aus, dass sie bis 2003 2% pro Jahr zunehmen werden. Danach prognostiziert er eine
jährliche Erhöhung um 1,2% bis 2010 und anschliessend um 0,5%. An einer
Medienkonferenz machte BSV-Direktor Piller klar, dass die Zukunft des Sozialstaates
nicht von den publizierten Zahlen abhängt, sondern von politischen Entscheiden. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.02.2000
MARIANNE BENTELI

Im Juli 2016 veröffentlichte das BSV eine Studie zum Geschlechtergraben bei den
Altersrenten. Demnach erhalten Frauen durchschnittlich fast um CHF 20'000 tiefere
Altersrenten als Männer. Der sogenannte Gender Pension Gap (GPG) liegt somit in der
Schweiz mit 37 Prozent leicht unter dem EU-Durchschnitt von 40 Prozent. Am
niedrigsten zeigt sich das Rentengefälle bei der AHV mit 3 Prozent, während es bei der
Pensionskasse gut 60 Prozent beträgt. Als Gründe für diese Unterschiede führt die
Studie unter anderem die durch die traditionelle Rollenverteilung bei Ehepaaren und
Familien bedingte verringerte Erwerbstätigkeit der Frauen an. Dies zeige sich auch
daran, dass die Differenzen zwischen Männern und Frauen bei Verheirateten deutlich
grösser sind (47 Prozent) als bei Geschiedenen und Verwitweten (28 Prozent) und bei

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.07.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Ledigen gänzlich verschwinden. Entsprechend nennt die Studie ausreichend
erschwingliche Betreuungsplätze für Kinder als Voraussetzung für eine Verringerung des
Rentengefälles. Eine weitere Reduktion soll durch verschiedene in der Altersvorsorge
2020 vorgesehene Massnahmen für einen besseren Vorsorgeschutz von
Teilzeitbeschäftigten und Personen mit tiefen Löhnen im Rahmen der zweiten Säule
erreicht werden. Diese institutionellen Massnahmen reichten gemäss der Studie jedoch
nicht aus, um die Unterschiede vollständig auszugleichen. Dies bedürfe tiefgreifender,
dem vorherrschenden stereotypen Rollenbild entgegenwirkender Veränderungen. 3

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Vox-Analyse dieses Urnengangs erschien die parteipolitische Positionierung als
das dominante Erklärungsmoment für den Stimmentscheid. Mit 83% Nein verwarfen die
Sympathisanten der SP die Revision wuchtig. Die FDP konnte eine Mehrheit (56%) ihrer
Anhängerschaft von ihrer Ja-Parole überzeugen. Dies gelang der CVP lediglich zu 46%
und der SVP sogar nur zu 41%. Die Deutschschweiz stimmte mit 35% Ja-Stimmen eher
zu als die Welschschweiz (25%), doch war der Unterschied nicht mehr so relevant wie in
früheren Abstimmungen zur AHV. Anders als bei der 10. AHV-Revision nahmen die
Männer mit 38% Ja deutlich stärker an als die Frauen (25%), wobei der Unterschied
(ausser bei den über 70-Jährigen) linear mit dem Alter zunahm. Die 50- bis 59-jährigen
Männer nahmen die Revision sogar knapp an, während die Frauen der gleichen
Altersklasse sie zu 80% ablehnten. Als Entscheidmotiv wurde von den Befürwortern
mehrheitlich die Sicherung der Sozialwerke genannt; die Gründe der Gegner waren
weniger einheitlich, artikulierten aber doch zu einem grossen Teil die Sorge um die
Errungenschaften des Sozialstaats. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.05.2004
MARIANNE BENTELI

Anfang November 2019 erschien der Länderbericht der OECD zur Schweiz. Darin lobte
die Organisation einerseits die Lage der Schweizer Wirtschaft und verwies darauf, dass
die Schweiz das dritthöchste BIP pro Kopf aller OECD-Staaten aufweise. Sorge bereitete
den Berichtautorinnen und -autoren hingegen unter anderem die Alterung der
Bevölkerung: Man müsse die Herausforderungen des demografischen Wandels und der
alternden Gesellschaft angehen, wurde betont. Heute ermögliche das Rentensystem
zwar noch ein angemessenes Einkommen im Ruhestand, Reformen seien aber nötig,
zumal der Bevölkerungsanteil der über 65-Jährigen bald 30 Prozent betragen und damit
höher liegen werde als im Durchschnitt der OECD-Staaten. Gefordert wurden im
Bericht entsprechend in einem ersten Schritt die Anpassung des Frauenrentenalters an
dasjenige der Männer, in einem zweiten Schritt die Erhöhung des Rentenalters auf 67
Jahre und schliesslich die Koppelung des Rentenalters an die Lebenserwartung. Die
berufliche Vorsorge wiederum solle durch eine Senkung des Umwandlungssatzes und
durch dessen flexiblere Anpassung per Verordnung reformiert werden. Des Weiteren
sei eine Reduktion der Lohnzulagen für ältere Arbeitnehmende nötig, um deren
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2019
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Eine vom Soziologischen Institut der Universität Zürich durchgeführte Studie zu den
politischen Parteien und Gruppierungen auf kommunaler Ebene ergab, dass die
Interessenvermittlungssysteme auf Gemeindeebene komplexer sind als im
allgemeinen angenommen wird. In über 70% der mehrheitlich sehr kleinen Gemeinden
der Schweiz sind politische Organisationen vorhanden. Laut dem Bericht machen die
vier Bundesratsparteien zusammen vier Fünftel der Gruppierungen aus, wobei die FDP
mit 26% Anteil vom Total am meisten Lokalsektionen unterhält, gefolgt von SP und CVP.
In den meisten Gemeinden existiert ein Mehrparteiensystem, lediglich in 13,9% gibt es
nur eine einzige Lokalpartei; mit deutlichem Abstand am häufigsten einzige Partei in
einer Gemeinde ist die SVP, die SP ist hingegen praktisch nie allein anzutreffen. In
26,9% der Gemeinden finden sich Zweiparteiensysteme und in den übrigen 59,2% sind
es drei und mehr Parteien. Die Antworten auf die Frage nach der Qualität der
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Parteien ergaben eine im allgemeinen
positive Einschätzung der Zusammenarbeit zwischen einer bürgerlichen Partei und der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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SP, während das Verhältnis zwischen FDP und CVP nur in einem Fünftel der Fälle als gut
bezeichnet wurde. 6

Die Erosion der Regierungsparteien geht längerfristig einher mit einer Aufweichung der
Abgrenzungen zwischen den wichtigsten bürgerlichen Parteien. Gleichzeitig nehmen
die parteiinternen Abweichungen von Parteiparolen und divergierende Meinungen
wichtiger Exponenten zu, wie dies vor allem im Falle der Abstimmung über den EWR-
Vertrag zu beobachten war. Von den grösseren Parteien konnte die SP ihre
Wählerschaft am besten von ihrer Ja-Parole zum EWR überzeugen (69% der
Stimmenden), gefolgt von der FDP mit 62%. Die CVP als EWR-zustimmende Partei
erreichte nur eine Übereinstimmung von 53%, die GP, welche dem EWR ablehnend
gegenüberstand, sogar nur 47%. Die SVP-Wählerschaft folgte zu 68% der Nein-Parole
ihrer Partei und war damit fast gleich geschlossen wie die SP. Nach dem negativen
Ausgang der EWR-Abstimmung stellte sich die Frage, ob die in einer wichtigen Frage
aus der Konsenspolitik ausgescherte SVP zusammen mit Politikern aus den anderen
bürgerlichen Regierungsparteien, welche sich ebenfalls gegen den EWR gestellt hatten,
einen neuen rechtsbürgerlichen Parteienblock in Opposition zu einer liberalen und
einer linken Formation bilden könnte. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2015
MARC BÜHLMANN

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse der Nationalratswahlen zeigte, nahm unter der FDP-
Wählerschaft die Gruppe von Personen in leitenden Positionen und jene der mittleren
Angestellten weiter zu, während die Anteile der einfachen Angestellten, Arbeiter und
Bauern rückläufig waren. Gewählt wird die Partei immer mehr von älteren Leuten – die
Wählerschaft im Rentenalter bildete knapp einen Viertel – und von Menschen, die in
kleineren oder mittleren Städten leben. Auffallend hoch in der Wählerschaft der FDP ist
die Identifikation über den politischen Stil und über die prinzipielle Weltanschauung;
dies widerspricht der allgemeinen Tendenz der Themen- und Personenorientierung.
Der Verlust eines Teils der Wählerschaft wird in der Studie dadurch erklärt, dass die
Partei in Fragen der Asyl-, Europa- und Umweltpolitik, die der FDP-Wählerschaft als
wichtigste Probleme erscheinen, zu wenig oder nicht geschlossen auftrat.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die VOX-Analyse ergab, dass die SP – wie auch die SVP – über eine wesentlich jüngere
Wählerschaft verfügt als die FDP und die CVP. Wie bei keiner anderen Partei
dominierten unter den Wählern und Wählerinnen der SP die mittleren Angestellten
und Beamten; der Anteil der einfachen Angestellten und Arbeiter entsprach bei der
ehemaligen Arbeiterpartei hingegen dem Mittel aller Parteien.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die VOX-Analyse zeigte, dass die Wählerschaft der SVP zwar immer noch zu einem
beträchtlichen Teil aus der Landwirtschaft stammt, dass sie aber auch jünger ist als
diejenige der FDP und der CVP.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wie die VOX-Analyse aufzeigte, ist die Wählerschaft der CVP überaltert; mehr als ein
Fünftel der Wählerschaft ist im Rentenalter, der grösste Teil wird durch die Kategorie
der 40-64jährigen gebildet. Obwohl der Anteil der Bauern weiter zurückging, blieb die
CVP eine Partei der ländlichen Gebiete, und das katholische Fundament der Politik
bildet weiterhin ihre unbestrittene Basis. Der Rückgang der CVP-Wählerschaft machte
sich vor allem in den durch populistischen Protest geprägten Kantonen Tessin, Aargau,
Zürich, St. Gallen und Solothurn bemerkbar.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Studie zu den Resultaten der Frauen in der FDP bei den Nationalratswahlen,
welche unter der Leitung der Politologin Ballmer-Cao durchgeführt worden war, zeigte
die schwache Vertretung der FDP-Frauen in den Parlamenten auf allen Stufen (Bund,
Kantone, Städte) auf. Andererseits wurden die wenigen erfolgreichen Frauen als
überdurchschnittlich kompetent beurteilt. Die Analyse stellte fest, dass freisinnige
Frauen häufig in jenen Wahlkreisen antraten, in denen die Erfolgsaussichten wegen
starker Konkurrenz gering waren. Die Partei müsste gemäss der Studiengruppe eine
Strategie für die Frauennachwuchsförderung entwickeln und die vorhandenen
Kapazitäten durch eine Nischenpolitik besser ausnützen. Die Präsenz der Frauen auf
den freisinnigen Wahllisten sollte verstärkt werden, insbesondere in aussichtsreichen
Wahlkreisen und auf vorderen Listenplätzen. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einer auf Umfragedaten zu den eidgenössischen Wahlen 1995, 1999 und 2003
basierenden Analyse kamen Zürcher Politologen zum Schluss, dass das Thema EU-
Beitritt die zentrale Determinante des SVP-Erfolges war; eine gewisse Rolle spielten
auch die Ausländer- und die Asylpolitik, nicht aber die Finanz- oder die Steuerpolitik.
Die Kombination nationalkonservativer und neoliberaler Positionen, verbunden mit
einer straffen Parteiorganisation und professionellen Kampagnenführung ermöglichten
es der Partei, unterschiedliche Wählergruppen über Sprach-, Schicht- und
Konfessionsgrenzen hinaus zu mobilisieren. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN

Aufgrund der Nachwahlbefragung „Selects“ wurde vermutet, dass die SVP bei den
Wahlen 2011 Opfer ihrer selbst verschuldeten Polarisierung geworden sei. Mit der
profilierten Positionierung habe sich die Partei zwar eine treue und gut mobilisierbare
Anhängerschaft aufgebaut, die SVP sei aber für viele Wählerinnen und Wähler dadurch
auch unwählbar geworden. Die Volkspartei stecke deshalb in einem Dilemma. Auf der
einen Seite müsse sie einen pointierten rechtskonservativen Kurs steuern, um die
eigenen Reihen bei Laune zu halten, damit stosse sie aber auf der anderen Seite
Mittewähler ab. In der Studie wurde zudem der Schluss gezogen, dass die SVP ihr
Wählerpotenzial wohl praktisch ausgeschöpft habe. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.05.2012
MARC BÜHLMANN
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Auch dank ihres umtriebigen, die Öffentlichkeit nicht scheuenden
Gesundheitsministers Alain Berset brachte sich die SP in der Gesundheitspolitik in
Stellung. In einer von den Genossen in Auftrag gegebenen Studie zur
Einheitskrankenkasse wurde ein Sparpotenzial von etwa CHF 350 Mio. insbesondere bei
den Verwaltungskosten ausgemacht. Der Plan des SP-Gesundheitsministers, zum im
Vorjahr eingereichten SP-Anliegen einen Gegenvorschlag auszuarbeiten, um damit auch
dem Parteifrieden zu dienen, scheiterte allerdings am bürgerlichen Widerstand im
Parlament. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.04.2013
MARC BÜHLMANN

«Der Fall FDP: Eine Partei verliert ihr Land»: Unter diesem Titel erschien Anfang Mai
2015 ein Buch der Tamedia-Journalisten Alan Cassidy und Philipp Loser. Die Autoren
beschreiben darin den «Niedergang der FDP» und erklären ihn einerseits mit dem
Aufstieg der SVP und anderseits mit der Unfähigkeit der modernen FDP, Antworten auf
drängende Fragen zu finden. Die einst staatstragende Partei, die den Bundesstaat mit
aufgebaut hat, werde es so nicht mehr geben, so das Fazit der Analyse, die in den
Medien auf einiges Echo stiess. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.05.2015
MARC BÜHLMANN
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